
URTEIL VOM 21. 4. 1988 — RECHTSSACHE 338/85 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Fünfte Kammer) 
21. April 1988* 

In der Rechtssache 338/85 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Pretore di 
Lucca in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit 

Fratelli Pardini SpA 

gegen 

1) Ministero del commercio con l'estero, 

2) Banca toscana (Filiale Lucca) 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung und die Gültig­
keit einiger Bestimmungen von Gemeinschaftsverordnungen über die Vorausfest­
setzung von Währungsausgleichsbeträgen 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten G. Bosco, der Richter U. Everling, 
Y. Galmot, R. Joliét und F. Schockweiler, 

Generalanwalt: M. Darmon 
Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— die Fratelli Pardini SpA, vertreten durch Rechtsanwälte Giovanni Maria Uber-
tazzi und Fausto Caoelli. Mailand. 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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— die italienische Regierung, vertreten durch Ivo M. Braguglia, Avvocato dello 
Stato, 

— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Giuliano Marenco und durch J. Heine als Sachverständigen, 

aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 7. Okto­
ber 1987, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 18. No­
vember 1987, 

folgendes 

Urteil 

1 Der Pretore Lucca hat mit Beschluß vom 29. Oktober 1985, beim Gerichtshof ein­
gegangen am 14. November 1985, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage 
nach der Auslegung und der Gültigkeit einiger Bestimmungen von Gemeinschafts­
verordnungen über die Wechselkurse im Agrarsektor und die Vorausfestsetzung 
von Währungsausgleichsbeträgen (im folgenden: WAB) zur Vorabentscheidung 
vorgelegt. 

2 Diese Fragen stellen sich in einem Eilverfahren, das die Firma Fratelli Pardini SpA, 
die Antragstellerin des Ausgangsverfahrens, gegen das italienische Außenhandels­
ministerium und die Banca toscana angestrengt hat und mit dem sie das Ziel ver­
folgt, letzterer untersagen zu lassen, einen Betrag von 98 280 000 LIT an das Mi­
nisterium zu zahlen, das diesen Betrag aus dem Gesichtspunkt der Vereinnahmung 
einer Kaution fordert, die im Hinblick auf die Einfuhr von 21 000 t Weichweizen 
aus Drittländern gestellt worden war. 

3 Wie sich aus den Akten ergibt, beantragte die Firma Pardini am 17. Mai 1983 um 
12.39 Uhr beim Außenhandelsministerium eine Einfuhrlizenz zur Einfuhr der ge­
nannten Menge Weichweizen aus Drittländern mit Vorausfestsetzung sowohl der 
Abschöpfung als auch der WAB zum Tag der Antragstellung. Mit diesem Antrag 
wurde eine Kaution in Höhe von 98 280 000 LIT durch Bürgschaft der Banca tos-
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cana, Filiale Lucca, gestellt. Zu diesem Zeitpunkt galt ein WAB von 6 403 LIT je 
Tonne Weizen zugunsten des Importeurs. 

4 Mit Schreiben vom 20. Juni 1983 beantragte die Firma Pardini die Annullierung 
der Einfuhrlizenz und die Freigabe der gestellten Kaution mit der Begründung, 
daß inzwischen mit Wirkung vom 23. Mai 1983 ein neuer repräsentativer Kurs der 
italienischen Lira festgesetzt worden sei, der den Wegfall der WAB für Italien 
nach sich gezogen habe; dies habe zur Anpassung der Vorausfestsetzungen der 
WAB geführt, die zwischen dem 17. und dem 23. Mai 1983 erfolgt seien. 

5 Nachdem das Außenhandelsministerium diesen Antrag mit Schreiben vom 22. Ok­
tober 1983 mit der Begründung abgelehnt hatte, die anwendbare Gemeinschaftsre­
gelung stehe der beantragten Annullierung entgegen, machte die Firma Pardini 
gemäß Artikel 700 des Codice di procedure civile ein Eilverfahren beim Pretore 
Lucca anhängig. Dieser hat mit Beschluß vom 29. Oktober 1985 Aussetzung des 
Vollzugs gewährt und beschlossen, dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorab­
entscheidung vorzulegen: 

„1) Ist Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1160/82 dahin gehend 
auszulegen, daß eine Anpassung der im voraus festgesetzten Währungsaus­
gleichsbeträge nur bei Vorausfestsetzungen zulässig ist, die nach der tatsächli­
chen Veröffentlichung des neuen repräsentativen Kurses für die Umrechnung 
der nationalen Währungen in Ecu im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten vorgenommen worden sind? 

2) Bei Verneinung der Frage 1 : Kann die in Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1160/82 vorgesehene Anpassung der WAB für Vorausfestsetzun­
gen gelten, die vor der Veröffentlichung des neuen repräsentativen Kurses der 
nationalen Währungen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vorge­
nommen worden sind, und ist in diesem Fall abzustellen 

a) auf den Zeitpunkt, zu dem der Rat abschließend mit der Zustimmung aller 
Mitgliedstaaten den politischen Entschluß gefaßt hat, den repräsentativen 
Kurs zu ändern (hier: 20. Mai 1983), oder aber 

b) auf den Zeitpunkt, in dem der Entschluß des Ministerrats der EWG, einen 
neuen repräsentativen Kurs festzusetzen, mittels einer Presseerklärung un­
ter Hinweis auf einen formellen Vorbehalt eines Mitgliedstaats bekanntge­
geben wurde, der erst nach der Veröffentlichung der Presseerklärung auf­
gegeben wurde? 
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3) Ist Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 des 
Rates unter Berücksichtigung der Verordnungen (EWG) Nrn. 878/77 (ABl. 
1977, L 106) und 1054/78 (ABl. 1978, L 134) und der späteren Änderungen 
dahin gehend auszulegen, daß der betreffende Wirtschaftsteilnehmer immer 
jedenfalls die Annullierung der Vorausfestsetzung der Abschöpfung und des 
Ausgleichsbetrags sowie der betreffenden (Einfuhr-)Lizenz oder (Ein-
fuhr-)Bescheinigung erlangen kann, wenn er innerhalb der hierfür vorgesehe­
nen Frist einen entsprechenden Antrag stellt und eine Änderung des repräsen­
tativen Kurses, wie sie der Rat mit der Verordnung (EWG) Nr. 1223/83 
(hinsichtlich der Verordnung Nr. 878/77) vorgenommen hat, eingetreten ist, 
wobei eine solche Änderung als Änderung des Verhältnisses zwischen der 
Währungsparität eines Mitgliedstaats und dem Wert der Rechnungseinheit im 
Sinne von Artikel 4 der oben genannten Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 
anzusehen ist? 

4) Bei Bejahung der Fragen 2 Buchstabe a und 3 : Ist Artikel 1 letzter Gedanken­
strich der Verordnung (EWG) Nr. 1244/83 der Kommission, durch den Arti­
kel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1054/78 dahin gehend geändert wurde, 
daß Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 
nur auf vor dem 17. Mai 1983 vorgenommene Vorausfestsetzungen ange­
wandt werden kann, aufgrund der Notwendigkeit, im Verhältnis zu den be­
troffenen Wirtschaftsteilnehmern den Grundsatz des Vertrauensschutzes zu 
beachten, jedenfalls auf die Anträge auf Annullierung von Lizenzen mit Vor­
ausfestsetzung unanwendbar, die von Italien vom 17. Mai bis zum 20. Mai 
1983 ausgestellt wurden?" 

6 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts des Ausgangsverfahrens, der in 
Rede stehenden gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften sowie des Verfahrensab­
laufs und der beim Gerichtshof eingereichten Erklärungen wird auf den Sitzungs­
bericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im folgenden nur insoweit wiedergegeben, 
als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

Zur Zuständigkeit des Gerichtshofes 

7 Die Kommission bezweifelt, daß der Gerichtshof für die Beantwortung des Vorab­
entscheidungsersuchens zuständig ist, da seine Entscheidung von keinerlei Nutzen 
für das vorlegende Gericht sein könne. Dieses habe den Gerichtshof nämlich im 
Rahmen eines Eilverfahrens angerufen, gleichzeitig aber die beantragte Siche­
rungsmaßnahme erlassen, die einziger Gegenstand dieses Verfahrens gewesen sei. 
Das Verfahren sei damit abgeschlossen, und die Antwort des Gerichtshofes könne 
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nur noch für das Verfahren zur Hauptsache von Nutzen sein, das jedoch bisher 
nicht anhängig sei und das überdies bei einem anderen Gericht als demjenigen 
anhängig gemacht werden müsse, von dem das Vorabentscheidungsersuchen aus­
gehe. 

8 Zur Würdigung dieses Vorbringens ist daran zu erinnern, daß Artikel 177 EWG-
Vertrag nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes den Rahmen für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den innerstaatlichen Gerichten und dem Gerichts­
hof schafft, die von einer Verteilung der Aufgaben zwischen ihnen ausgeht. In 
diesem Rahmen ist es Sache des innerstaatlichen Gerichts, das allein über eine un­
mittelbare Kenntnis des Sachverhalts verfügt und die Verantwortung für die zu 
fällende Entscheidung zu tragen hat, die Erheblichkeit der in dem Rechtsstreit auf­
geworfenen Rechtsfragen und die Notwendigkeit einer Vorabentscheidung für den 
Erlaß seines Urteils zu beurteilen. Seine Sache ist es auch, darüber zu entscheiden, 
in welchem Verfahrensstadium es dem Gerichtshof eine Frage zur Vorabentschei­
dung vorlegen soll. 

9 Den innerstaatlichen Gerichten steht es zwar weitestgehend frei, den Gerichtshof 
um eine Vorabentscheidung zu ersuchen, wenn sie der Auffassung sind, daß ein 
bei ihnen anhängiger Rechtsstreit Fragen des Gemeinschaftsrechts aufwirft, doch 
steht ihnen diese Befugnis nur zu dem Zweck zu, sie in die Lage zu versetzen, die 
bei ihnen anhängigen Rechtsstreitigkeiten unter Berücksichtigung der vom Ge­
richtshof entwickelten gemeinschaftsrechtlichen Gesichtspunkte zu entscheiden. In 
diesem Sinne hat der Gerichtshof im Urteil vom 11. Juni 1987 in der Rechtssache 
14/86 (Pretore di Salò, Sig, 1987, 2545) entschieden, daß seine Zuständigkeit zur 
Beantwortung von Vorabentscheidungsersuchen davon abhängt, daß diese von ei­
nem Gericht ausgehen, das im allgemeinem Rahmen seiner Aufgabe gehandelt hat, 
unabhängig und im Einklang mit dem Recht die Rechtsstreitigkeiten zu entschei­
den, für die es nach dem Gesetz zuständig ist. 

io In diesem Zusammenhang ist der von der Antragstellerin des Ausgangsverfahrens 
vertretenen Auslegung nicht zu folgen, wonach der Begriff des Gerichts im Sinne 
von Artikel 177 EWG-Vertrag unabhängig von den verschiedenen gerichtlichen 
Instanzen, die nacheinander mit einem bestimmten Rechtsstreit befaßt sind, die 
Gesamtheit der Gerichte umfaßt, auf die die verschiedenen Aufgaben verteilt sind, 
die letztlich zu der abschließenden Entscheidung in der Hauptsache führen. So­
wohl aus dem Wortlaut als auch aus dem Sinn und Zweck dieser Bestimmung 
ergibt sich, daß nur ein nationales Gericht, das die erbetene Vorabentscheidung 
„zum Erlaß seines Urteils für erforderlich" hält, das Recht zur Anrufung des Ge­
richtshofes in Anspruch nehmen kann. Dieses Recht ist somit den Gerichten vorbe­
halten, die der Auffassung sind, daß ein bei ihnen anhängiger Rechtsstreit Fragen 
des Gemeinschaftsrechts aufwirft, die von ihnen zu entscheiden sind. 
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1 1 Folglich sind die innerstaatlichen Gerichte nur dann befugt, den Gerichtshof um 
Vorabentscheidung zu ersuchen, wenn ein Rechtsstreit bei ihnen anhängig ist, in 
dem sie eine Entscheidung zu erlassen haben, bei der die Vorabentscheidung Be­
rücksichtigung finden kann. Dagegen ist der Gerichtshof nicht für die Beantwor­
tung eines Vorabentscheidungsersuchens zuständig, das in einem Zeitpunkt ergeht, 
in dem das Verfahren vor dem vorlegenden Gericht bereits abgeschlossen ist. 

12 Im vorliegenden Fall enthält die Begründung des Vorlagebeschlusses trotz des 
Umstands, daß die Vorlage beschlossen wurde, während mit derselben richterli­
chen Handlung die beantragte Eilmaßnahme getroffen wurde, keinen Hinweis 
darauf, daß die Vorabentscheidung das vorlegende Gericht in die Lage versetzen 
soll, selbst eine gerichtliche Entscheidung zu erlassen. Außerdem ist darauf hinzu­
weisen, daß der Pretore mit dem Erlaß des Vorlagebeschlusses einem Antrag der 
Antragstellerin des Ausgangsverfahrens stattgegeben hat, der ausdrücklich darauf 
gestützt war, daß die Vorlage im Stadium des Eilverfahrens das weitere Verfahren 
vor dem Gericht der Hauptsache, das vom Gericht des vorläufigen Rechtsschutzes 
verschieden ist, beschleunigen könne. 

13 Zur Erhellung dieses Punktes hat der Gerichtshof die Antragstellerin des Aus­
gangsverfahrens und die italienische Regierung um nähere Angaben über den Ab­
lauf des Eilverfahrens im allgemeinen und im vorliegenden Fall gebeten. Wie sich 
aus den Erläuterungen dieser Beteiligten ergibt, ist der vorliegende Fall durch die 
Besonderheit gekennzeichnet, daß es der Pretore nach dem Erlaß der Eilmaß-
nahme „ante causam" und „inaudita altera parte" unterlassen hat, zugleich Ter­
min für die mündliche Verhandlung zu bestimmen, wie es die anwendbaren Ver­
fahrensvorschriften erfordert hätten; in einem solchen Fall bleibt der Rechtsstreit 
nach der Rechtsprechung der Corte suprema di cassazione beim Pretore anhängig, 
der die Parteien noch immer laden kann, um die unverzüglich erlassene Maß­
nahme zu bestätigen, abzuändern oder zurückzunehmen, solange das Verfahren 
zur Hauptsache noch nicht anhängig ist. 

1 4 Angesichts dieser Erläuterungen und in Ermangelung von Anhaltspunkten in den 
Akten dafür, daß das Verfahren zur Hauptsache anhängig gemacht worden ist, ist 
davon auszugehen, daß das Eilverfahren, das zur Anrufung des Gerichtshofes ge­
führt hat, noch bei dem vorlegenden Gericht anhängig ist, das die Vorabentschei­
dung für seine eigene Entscheidung über die Bestätigung, Abänderung oder Rück­
nahme der Eilmaßnahme berücksichtigen kann. Dieses Gericht war somit befugt, 
gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag ein Vorabentscheidungsersuchen an den Ge­
richtshof zu richten, für dessen Beantwortung dieser zuständig ist. 
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Zur ersten und zweiten Frage 

15 Die erste und die zweite Frage, die zusammen zu prüfen sind, gehen im wesent­
lichen dahin, ob die Kommission mit ihrer Verordnung Nr. 1245/83 vom 20. Mai 
1983 festlegen durfte, daß die Anpassungen der im voraus festgesetzten WAB, die 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 der Kommission vom 14. Mai 
1982 bei einer Änderung der repräsentativen Kurse vorsieht, für alle Vorausfestset­
zungen vorzunehmen sind, die nach dem 16. Mai 1983 beantragt wurden, soweit 
das in Rede stehende Geschäft nach dem 22. Mai 1983 durchgeführt wurde. 

16 Für eine zweckdienliche Antwort ist zunächst auf die Geschehnisse im Währungs-
bereich, die zu dem Ausgangsverfahren geführt haben, und auf die geltende ge­
meinschaftsrechtliche Regelung hinzuweisen. 

17 Auf seiner Tagung vom 16. und 17. Mai 1983 gelangte der Rat zu einer Vereinba­
rung über eine Änderung der repräsentativen Kurse der grünen Währungen, der 
die italienische Delegation „ad referendum" zustimmte. Diese Tagung endete am 
17. Mai 1983 gegen 5 Uhr morgens; im unmittelbaren Anschluß daran wurde eine 
Pressemitteilung herausgegeben. 

18 Nachdem Italien seinen Vorbehalt am 20. Mai 1983 aufgegeben hatte, erließ der 
Rat am selben Tag die Verordnung Nr. 1223/83 über die in der Landwirtschaft 
anzuwendenden Umrechnungskurse, die am 21. Mai 1983 im Amtsblatt veröffent­
licht wurde (ABl. L 132, S. 33). Durch Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit An­
hang VII dieser Verordnung wurde unter anderem für die italienische Lira ein 
neuer, ab 23. Mai 1983 geltender repräsentativer Kurs festgesetzt. 

19 Zur Durchführung der Regelung des Rates erließ die Kommission am 20. Mai 
1983 unter anderem die Verordnung Nr. 1245/83 zur Festsetzung der Währungs­
ausgleichsbeträge und bestimmter für ihre Anwendung erforderlicher Koeffizienten 
und Umrechnungskurse (ABl. L 135, S. 3). Mit dieser Verordnung paßte sie die 
WAB den eingetretenen Währungsänderungen an; für Italien bestand die Anpas­
sung in der Aufhebung der WAB in allen Sektoren. Die Verordnung Nr. 1245/83 
sieht darüber hinaus in Artikel 4 in Verbindung mit Anhang IV a die Anpassung 
der im voraus festgesetzten WAB vor und bestimmt insoweit, daß die vorzuneh­
menden Anpassungen für Italien für die Vorausfestsetzungen gelten, für die der 
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Antrag nach dem 16. Mai 1983 eingereicht wurde, vorausgesetzt jedoch, daß das 
betreffende Geschäft nicht vor dem 23. Mai 1983, dem Tag des Wirksamwerdens 
der neuen repräsentativen Kurse, vollständig durchgeführt worden war. 

20 Wie sich aus dem Wortlaut von Artikel 4 der Verordnung Nr. 1245/83 selbst er­
gibt, wurde diese Bestimmung aufgrund von Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 1160/82 der Kommission vom 14. Mai 1982 über die Vorausfestsetzung der 
Währungsausgleichsbeträge (ABl. L 134, S. 22) erlassen. Nach dieser Vorschrift 
werden „die im voraus festgesetzten Währungsausgleichsbeträge ... entsprechend 
geändert, falls ein neuer repräsentativer Kurs wirksam wird, der vor Einreichung 
des Antrags auf Vorausfestsetzung beschlossen wurde". 

2i Insoweit vertreten die Antragstellerin des Ausgangsverfahrens und die italienische 
Regierung die Auffassung, der Begriff „beschlossen" in Artikel 7 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 1160/82 beziehe sich auf die Handlung, mit der der Wille des 
Rates zur Änderung der repräsentativen Kurse die rechtlich verbindliche Form ge­
geben worden sei, im vorliegenden Fall demnach auf die Verordnung Nr. 1223/83. 
Da diese Handlung für die italienische Lira am 23. Mai 1983 wirksam geworden 
sei, hätten nur die von diesem Tag an für Italien im voraus festgesetzten WAB 
angepaßt werden können. Jedenfalls lasse es der Grundsatz des Vertrauensschutzes 
nicht zu, daß die in Rede stehende Regelung auf die Anträge auf Vorausfestset­
zung angewandt werde, die vor dem Tag der Veröffentlichung der Verordnung 
Nr. 1223/83 im Amtsblatt gestellt worden seien. 

22 Die Kommission ist demgegenüber der Auffassung, die Anpassung der im voraus 
festgesetzten WAB könne alle Anträge auf Vorausfestsetzung erfassen, die nach 
der politischen Einigung im Rat über die Änderung der repräsentativen Kurse ein­
gereicht worden seien, und zwar ungeachtet des Bestehens eines Vorbehalts „ad 
referendum" seitens der Delegation eines Mitgliedstaats. Eine solche Auslegung sei 
nach dem Zweck der in Rede stehenden Regelung geboten, die verhindern solle, 
daß die Wirtschaftsteilnehmer aus der Vorausfestsetzung auf der Grundlage der 
alten Beträge von dem Zeitpunkt an Nutzen ziehen könnten, zu dem sie keine 
vernünftigen Zweifel mehr über das baldige Inkrafttreten der neuen Beträge haben 
könnten. 

23 Angesichts dieser Ausführungen der Beteiligten ist hervorzuheben, daß Artikel 4 
der Verordnung Nr. 1245/83 der Kommission eine im Verhältnis zu Artikel 7 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 der Kommission spätere und spezifische 
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Regelung enthält. Die aufgeworfenen Fragen sind somit allein im Rahmen dieser 
erstgenannten Bestimmung zu lösen, ohne daß auf die Auslegung von Artikel 7 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 zurückgegriffen zu werden braucht. 

24 Wie die Kommission zu Recht betont hat, soll das System der Anpassung der 
WAB Spekulationen und Mißbräuche verhindern, zu denen es in der Zeit zwi­
schen den Beratungen im Rat, von denen die Wirtschaftsteilnehmer durch ihre 
Berufsverbände oder durch die Presse unverzüglich Kenntnis erhalten würden, und 
dem Wirksamwerden der neuen repräsentativen Kurse kommen könnte. Während 
dieses Zeitraums könnten nämlich Anträge auf Vorausfestsetzung allein mit dem 
Ziel gestellt werden, Nutzen aus den WAB zu ziehen, die noch in Kraft sind, 
deren baldige Anpassung aber schon vorhersehbar ist. Dem verfolgten Ziel ent­
spricht es somit, den Zeitpunkt, der für die Anpassung der Vorausfestsetzungen zu 
berücksichtigen ist, auf den Zeitpunkt festzusetzen, in dem die Absicht des Rates, 
die repräsentativen Kurse zu ändern, bekannt gemacht wird, im vorliegenden Fall 
also auf den 17. Mai 1983. 

25 Entgegen dem Vorbringen der Antragstellerin des Ausgangsverfahrens und der ita­
lienischen Regierung werden mit einem solchen Vorgehen die sich aus dem 
Grundsatz des Vertrauensschutzes ergebenden Erfordernisse nicht mißachtet. Die­
ser Grundsatz steht nämlich Anpassungen von WAB nicht entgegen, die in einer 
Situation wie der im vorliegenden Fall gegebenen im voraus festgesetzt worden 
sind, in der die beteiligten Wirtschaftsteilnehmer bei der Stellung ihres Antrags auf 
Vorausfestsetzung vernünftigerweise mit einer baldigen Änderung der repräsentati­
ven Kurse und anschließender Anpassung der WAB rechnen mußten und in der sie 
jede Möglichkeit hatten, sich über die Ergebnisse der laufenden Beratungen im Rat 
zu informieren. Unter diesen Umständen dürfen diese Wirtschaftsteilnehmer nicht 
mehr auf die Beibehaltung der Kurse vertrauen, die im Zeitpunkt der Vorausfest­
setzung in Kraft sind. 

26 Aus demselben Grund entspricht diese Lösung auch dem Grundsatz der Rechts­
sicherheit. Die Rückwirkung, die sich daraus ergibt, daß die Anpassung alle Vor­
ausfestsetzungen betrifft, für die der Antrag nach einem Zeitpunkt gestellt worden 
ist, der vor der endgültigen Entscheidung des Rates über die neuen Kurse liegt, 
läuft diesem Grundsatz nicht zuwider, da die Wirtschaftsteilnehmer, wie bereits 
dargelegt, vernünftigerweise mit einer solchen Veränderung ihrer Situation rech­
nen mußten. 
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27 Auf die erste und zweite Frage ist daher zu antworten, daß die Kommission mit 
der Verordnung Nr. 1245/83 vom 20. Mai 1983 festlegen durfte, daß die Anpas­
sungen der im voraus festgesetzten WAB, die Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 1160/82 der Kommission vom 14. Mai 1982 bei einer Änderung der repräsen­
tativen Kurse vorsieht, für alle Vorausfestsetzungen vorzunehmen sind, für die der 
Antrag nach dem 16. Mai 1983 gestellt wurde, soweit das in Rede stehende Ge­
schäft nach dem 22. Mai 1983 durchgeführt wurde. 

Zur dritten und vierten Frage 

28 Mit der dritten und vierten Frage, die ebenfalls zusammen zu prüfen sind, möchte 
das vorlegende Gericht im wesentlichen wissen, ob Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 
2 der Verordnung Nr. 1134/68 des Rates vom 30. Juli 1968 in Verbindung mit 
Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1223/83 des Rates vom 20. Mai 1983 in 
dem Sinne auszulegen ist, daß die Annullierung der Vorausfestsetzungen immer 
erlangt werden kann, wenn die in diesen Vorschriften aufgestellten Voraussetzun­
gen erfüllt sind, oder ob die Kommission das Recht auf Annullierung mit ihrer 
Verordnung Nr. 1244/83 vom 20. Mai 1983 auf die vor dem 17. Mai 1983 erfolg­
ten Vorausfestsetzungen beschränken durfte. 

29 Für eine zweckdienliche Antwort an das innerstaatliche Gericht ist zunächst auf 
die allgemeine Regelung hinzuweisen, die für die Annullierung der Vorausfestset­
zungen gilt. 

30 Nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung Nr. 1134/68 
des Rates vom 30. Juli 1968 zur Festsetzung der Durchführungsvorschriften zur 
Verordnung (EWG) Nr. 653/68 über die Bedingungen für die Änderung des Wer­
tes der Rechnungseinheit für die Gemeinsame Agrarpolitik paßt bei einer Ände­
rung des Verhältnisses zwischen der Währungsparität eines Mitgliedstaats und 
dem Wert der Rechnungseinheit der betreffende Mitgliedstaat entsprechend dem 
neuen Paritätsverhältnis die in Rechnungseinheiten vorgesehenen Beträge an, die 
im voraus für ein Geschäft oder ein Teilgeschäft festgesetzt worden sind, sofern 
diese Beträge in den für die Durchführung der Gemeinsamen Agrarpolitik erstell­
ten Dokumenten in Landeswährung aufgeführt sind. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 
Unterabsatz 2 wird jedoch „jeder betroffenen Person, die eine vorherige Festset­
zung für ein bestimmtes Geschäft herbeigeführt hat, auf schriftlichen Antrag, der 
der zuständigen Stelle innerhalb von 30 Tagen nach dem Inkrafttreten der Maß-
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nahmen zur Festsetzung der angepaßten Beträge zugehen muß, die Annullierung 
der vorherigen Festsetzung und der entsprechenden Lizenz oder des entsprechen­
den Titels gewährt". 

31 Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1223/83 des Rates sieht im wesentlichen 
vor, daß die für die Änderung des Verhältnisses zwischen der Währungsparität 
eines Mitgliedstaats und dem "Wert der Rechnungseinheit vorgesehenen Bestim­
mungen der Verordnung Nr. 1134/68 auf die Änderungen der repräsentativen 
Kurse Anwendung finden, die Gegenstand dieser Verordnung sind. Nach Artikel 4 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 1223/83 ist Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung Nr. 1134/68 jedoch „nur anwendbar, wenn die Anwendung der 
neuen repräsentativen Kurse dem Betroffenen einen Nachteil bringt". 

32 Die letztgenannte Bestimmung wurde durch Artikel 1 der Verordnung Nr. 
1244/83 der Kommission vom 20. Mai 1983 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1054/78 im Anschluß an die Festsetzung eines neuen in der Landwirt­
schaft anzuwendenden Umrechnungskurses für die Deutsche Mark, das irische 
Pfund, den französischen Franken, die griechische Drachme, die italienische Lira 
und den niederländischen Gulden (ABl. L 135, S. 1) in der Weise ergänzt, daß 
Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 1134/68 hinsichtlich der 
repräsentativen Kurse für die italienische Lira „nur für Vorausfestsetzungen und 
die sie bescheinigenden Lizenzen bzw. Titel [gilt], die ... vor dem 17. Mai 1983 
[ausgestellt wurden]". Der Erlaß der Verordnung Nr. 1244/83 der Kommission 
war auf Artikel 6 der Verordnung Nr. 1223/83 des Rates gestützt; nach dieser 
Vorschrift erläßt die Kommission die Durchführungsbestimmungen zur Verord­
nung Nr. 1223/83. 

33 Die Antragstellerin des Ausgangsverfahrens und die italienische Regierung machen 
geltend, diese vom Rat erlassene Regelung, nämlich die Verordnungen Nrn. 
1134/68 und 1223/83, sichere den Wirtschaftsteilnehmern das Recht auf die An­
nullierung der Vorausfestsetzung, soweit die Bedingungen für das Geschäft wegen 
der Anpassung der im voraus festgesetzten Beträge sich zum Nachteil des Betroffe­
nen geändert hätten. Die Annullierung des Geschäfts sei ein Schutz gegen die im 
Währungsbereich eingetretene Änderung; sie komme damit allen Wirtschaftsteil­
nehmer zugute, die andernfalls die mit den Währungsschwankungen verbundenen 
Nachteile zu tragen hätten. Soweit die Verordnung Nr. 1244/83 der Kommission 
die Möglichkeit der Annullierung auf die vor dem 17. Mai 1983 erfolgten Voraus­
festsetzungen beschränke, laufe sie daher sowohl der vom Rat erlassenen Regelung 
als auch dem Grundsatz des Vertrauensschutzes zuwider. Die Antragstellerin des 
Ausgangsverfahrens weist ferner darauf hin, daß die Verordnung Nr. 1244/83 kei­
nerlei Begründung für die streitige Bestimmung enthalte. 
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34 Nach Ansicht der Kommission dagegen eröffnet weder die Verordnung Nr. 
1134/68 noch die Verordnung Nr. 1223/83 in einem Fall wie dem vorliegenden 
eine Annullierungsmöglichkeit. Die vom Rat erlassene Regelung beziehe sich näm­
lich nur auf die in Rechnungseinheiten vorgesehenen und in Landeswährung aus­
gedrückten Beträge wie die Abschöpfungen und Erstattungen, nicht jedoch auf die 
unmittelbar in Landeswährung festgesetzten Beträge wie die WAB. Diese unter­
schiedliche Behandlung sei dadurch gerechtfertigt, daß die Abschöpfungen und Er­
stattungen nach einer Änderung der repräsentativen Kurse automatisch angepaßt 
würden, während die WAB von der Kommission angepaßt würden, die dabei die 
Anpassung auf die Vorausfestsetzungen beschränke, die nach dem Zeitpunkt er­
folgt seien, zu dem die Änderung im Währungsbereich für die Wirtschaftsteilneh­
mer vorhersehbar gewesen sei. Der Grundsatz des Vertrauensschutzes, der für die 
Abschöpfungen und Erstattungen wegen deren automatischer Anpassung die Mög­
lichkeit einer Annullierung erfordere, sei somit für die WAB durch die zeitliche 
Begrenzung der Anpassung gewahrt. 

35 Hierzu ist festzustellen, daß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1134/68 des 
Rates, auf den Artikel 4 der Verordnung Nr. 1223/83 des Rates Bezug nimmt, 
nach seinem eindeutigen Wortlaut nur die in Rechnungseinheiten vorgesehenen 
und in Landeswährung ausgedrückten Beträge wie die Abschöpfungen und Erstat­
tungen betrifft. Dagegen enthält die Gemeinschaftsregelung keine Bestimmung, die 
für die Vorausfestsetzung der WAB ausdrücklich die Möglichkeit einer Annullie­
rung vorsieht. Allerdings kann nach Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verord­
nung Nr. 1160/82 der Kommission „der Währungsausgleichsbetrag ... nur dann im 
voraus festgesetzt werden, wenn in der Lizenz die Einfuhr- oder Ausfuhrabschöp­
fung oder die Ausfuhrerstattung im voraus festgesetzt sind". Diese Vorschrift im­
pliziert, daß dann, wenn die Vorausfestsetzung der Abschöpfung oder der Erstat­
tung annulliert wird, die Vorausfestsetzung des mit dem Geschäft zusammenhän­
genden WAB ebenfalls annulliert werden muß. 

36 Es ist hervorzuheben, daß nach dem Wortlaut von Artikel 4 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 1223/83 selbst die Anwendbarkeit der Vorschriften der Verordnung Nr. 
1134/68 über die Annullierung der Vorausfestsetzung nur davon abhängt, daß die 
Anwendung der neuen repräsentativen Kurse dem Betroffenen einen Nachteil 
bringt, wobei sich dieser Nachteil in einem Fall wie dem vorliegenden aus der 
Anpassung der im voraus festgesetzten WAB gemäß der Verordnung Nr. 1245/83 
ergeben kann. Sinn und Zweck dieser Bestimmung sprechen dafür, daß der Rat 
auf diese Weise die materiellrechtlichen Voraussetzungen festgelegt hat, unter de­
nen das Recht auf Annullierung, das Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verord­
nung Nr. 1134/68 verleiht, im Falle einer Änderung der repräsentativen Kurse, um 
die es im vorliegenden Fall geht, auszuüben ist. 
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37 Angesichts dieser abschließenden Regelung durch den Rat konnte sich die Kom­
mission nicht auf Artikel 6 der Verordnung Nr. 1223/83, der sie zum Erlaß der 
Durchführungsbestimmungen ermächtigt, berufen, um die Annullierungsmöglich­
keit von der zusätzlichen Voraussetzung abhängig zu machen, daß die in Rede 
stehende Änderung im Währungsbereich und die anschließende Anpassung der 
WAB für den betroffenen Wirtschaftsteilnehmer nicht vorhersehbar waren. Folg­
lich war die Kommission nicht berechtigt, die von der vom Rat getroffenen, hö­
herrangigen Regelung eröffnete Möglichkeit der Annullierung auf die Vorausfest­
setzungen und die sie bescheinigenden Lizenzen bzw. Titel zu beschränken, die 
vor einem bestimmten, vor dem Wirksamwerden der neuen repräsentativen Kurse 
liegenden Zeitpunkt ausgestellt worden waren, wie sie dies mit ihrer Durchfüh­
rungsverordnung Nr. 1244/83 getan hat. 

38 Da die Verordnung Nr. 1244/83 somit aus den dargelegten Gründen rechtswidrig 
ist, ist nicht zu prüfen, ob sie unter Beachtung des Grundsatzes des Vertrauens­
schutzes erlassen worden ist und ob sie der Begründungspflicht gemäß Artikel 190 
EWG-Vertrag genügt. 

39 Aus diesen Gründen ist auf die dritte und vierte Frage zu antworten, daß Artikel 4 
Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 1134/68 des Rates vom 30. Juli 1968 
in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1223/83 des Rates vom 
20. Mai 1983 dahin auszulegen ist, daß die Annullierung der Vorausfestsetzungen 
immer erlangt werden kann, wenn die in diesen Bestimmungen festgelegten Vor­
aussetzungen erfüllt sind. Die Verordnung Nr. 1244/83 der Kommission vom 20. 
Mai 1983 ist daher insoweit ungültig, als sie das Recht auf Annullierung auf die 
vor dem 17. Mai 1983 erfolgten Vorausfestsetzungen beschränkt. 

Kosten 

40 Die Auslagen der italienischen Regierung und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, die Erklärungen vor dem Gerichtshof abgegeben haben, sind 
nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren 
ein Zwischenstreit in dem bei dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Die 
Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

auf die ihm vom Pretore di Lucca mit Beschluß vom 29. Oktober 1985 vorgelegten 
Fragen für Recht erkannt: 

1) Die Kommission durfte mit der Verordnung Nr. 1245/83 vom 20. Mai 1983 
festlegen, daß die Anpassungen der im voraus festgesetzten Währungsausgleichs-
beträge, die Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1160/82 der Kommission 
vom 14. Mai 1982 bei einer Änderung der repräsentativen Kurse vorsieht, für 
alle Vorausfestsetzungen vorzunehmen sind, für die der Antrag nach dem 16. 
Mai 1983 gestellt wurde, soweit das in Rede stehende Geschäft nach dem 22. 
Mai 1983 durchgeführt wurde. 

2) Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 1134/68 des Rates vom 
30. Juli 1968 in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1223/83 des Rates vom 20. Mai 1983 ist dahin auszulegen, daß die Annullierung 
der Vorausfestsetzungen immer erlangt werden kann, wenn die in diesen Bestim­
mungen festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. Die Verordnung Nr. 1244/83 
der Kommission vom 20. Mai 1983 ist daher insoweit ungültig, als sie das Recht 
auf Annullierung auf die vor dem 17. Mai 1983 erfolgten Vorausfestsetzungen 
beschränkt. 

Bosco Everling 

Galmot Joliét Schockweiler 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 21. April 1988. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Fünften Kammer 

G. Bosco 
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